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Mehr Bafög für Schüler und 

Studierende 

Das Bafög ist und bleibt die Ausbildungs- und Studi-
enfinanzierung, die wesentlich zur Chancengleich-
heit im Bildungssystem beiträgt. Denn die Frage, ob 

oder was jemand studiert, darf nie von dem Einkom-
men der Eltern abhängen.  
 
Allerdings ist die Zahl der Schülerinnen, Schüler und 
Studierenden, die ein Anrecht auf eine Förderung 
durch das Bundesausbildungsförderungsgesetz (Ba-
fög) haben und davon Gebrauch machen, in den 
letzten Jahren stetig gesunken. Allein in den Jahren 
2012 bis 2017 ist die Zahl der Bafög-geförderten 
Studierenden um etwa 115.000 Personen gefallen – 
von 671.042 auf 556.573. 
 
Im Koalitionsvertrag haben sich die Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemokraten deshalb erfolgreich für 
den Ausbau und die Verbesserung des Bundesaus-
bildungsförderungsgesetzes (Bafög) eingesetzt. 
 
Um bis 2021 eine Trendumkehr bei den Bafög-Be-
rechtigten zu schaffen, hat Finanzminister Olaf 
Scholz (SPD) nun insgesamt 1,23 Milliarden Euro für 
diese Wahlperiode bereitgestellt. Der entsprechende 
Gesetzentwurf ist Freitag in der ersten Lesung im 
Bundestag beraten worden (Drs. 19/8749). Das Ge-
setz soll zum 1. August 2019 in Kraft treten. 
 
Das geplante Gesetz sieht folgende Verbesse-
rungen vor: 
• Der Förderungshöchstsatz steigt im Jahr 2020 

um mehr als 15 Prozent von derzeit 735 Euro auf 
künftig insgesamt 861 Euro monatlich. 

• Die Bedarfssätze werden bis 2020 in zwei Schrit-
ten um sieben Prozent angehoben, d. h. der 
Grundbedarf bei Studierenden steigt von 399 
Euro auf 427 Euro. Dadurch wird eine verlässli-
che Ausbildungsförderung sichergestellt, die den 
gestiegenen Lebenshaltungskosten Rechnung 
trägt. 

• Der Wohnzuschlag wird für Bafög-Geförderte, 
die nicht bei den Eltern wohnen, im ersten 
Schritt der Novelle 2019 überproportional um 30 
Prozent von derzeit 250 Euro auf 325 Euro an-
gehoben. 

• Und um mehr Studierende aus der Mitte der Ge-
sellschaft zu erreichen, werden die Einkommens-
freibeträge um insgesamt mehr als 16 Prozent 

angehoben, um sieben Prozent im ersten Schritt 
2019, um drei Prozent 2020 und nochmals um 
sechs Prozent in 2021. Damit wird beispielsweise 
der Grundfreibetrag vom Elterneinkommen von 
aktuell 1715 Euro 2021 auf 2000 Euro erhöht. 

• Auf die Weise wird der Kreis der Förderberech-
tigten endlich wieder vergrößert, denn die ge-
stiegenen Kosten belasten insbesondere Fami-
lien, die bisher knapp über der Anspruchsgrenze 
lagen. 

 
Höhere Ersparnisse zulassen 
• Um höhere Ersparnisse zuzulassen, wird der 

Freibetrag für eigenes Vermögen von Auszubil-
denden mit der zweiten Novellierungsstufe im 

Jahr 2020 von derzeit 7500 Euro auf 8200 Euro 
angehoben. 

• Die zusätzlichen Vermögensfreibeträge für Aus-
zubildende mit Unterhaltspflichten werden von 

derzeit jeweils 2100 Euro auf 2300 Euro angeho-
ben. Damit kann auf angemessene Weise auf Er-
sparnisse zurückgegriffen werden, ohne Kürzun-
gen befürchten zu müssen. 

• Schließlich wird der Bafög-Zuschlag zur Kran-
kenversicherung künftig auch den durchschnitt-
lichen kassenindividuellen Zusatzbeitrag berück-
sichtigen, der seit 2015 von den gesetzlichen 
Krankenversicherungen auch bei Studierenden 
erhoben wird. Er steigt von 71 auf 84 Euro, der 
Pflegeversicherungszuschlag von 15 auf 25 Euro. 

• Gleichzeitig wird der Zuschlag für Studierende ab 
dem 30. Lebensjahr an die tatsächlichen Kosten 
angepasst. Damit werden bislang individuell ge-
tragene Mehrkosten für freiwillige Mitglieder der 
Kranken- und Pflegeversicherung für über 30-
Jährige endlich durch die Bafög-Förderung abge-
deckt. 

 
Weitere Schritte notwendig 
Für die SPD-Bundestagsfraktion ist klar, dass sie 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung jetzt auf 
Herz und Nieren prüft, denn es muss um eine solide 
Bafög-Reform gehen, die endlich wieder mehr Stu-
dierenden eine Förderung ermöglicht. Außerdem 
gibt es bei der Vereinbarkeit von Studium und Fami-
lie sowie Studium und Pflege Verbesserungspoten-
zial. Auch das Antragsverfahren muss weiter verein-
facht werden. 
 
 
Das Wichtigste zusammengefasst: 
Die SPD-Fraktion will, dass jeder junge Mensch in 
Deutschland die Chance hat, sein Leben erfolgreich 
zu gestalten. Bildung darf nicht vom Geldbeutel der 
Eltern abhängen. Deshalb haben die Sozialdemokra-
ten deutliche Verbesserungen beim Bafög durchge-
setzt. Mit einem Gesetz will die Koalition den Wohn-
zuschlag, die Bedarfssätze, den Förderungshöchst-
satz, die Einkommensfreibeträge und den Bafög-Zu-
schlag zur Kranken- und Pflegeversicherung erhöht. 
 
 
 

Mehr Ordnung und Fairness 

auf dem Arbeitsmarkt si-

chern 

Der Zoll hat im vergangenen Jahr mehr Verstöße ge-
gen das Mindestlohngesetz und mehr Fälle von 
Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung aufge-
deckt. Beim Mindestlohn ist die Zahl von 1316 Fällen 
im Jahr 2015 auf 6220 im Jahr 2018 gestiegen, teilte 
das Bundesfinanzministerium mit. In 2744 Fällen sei 
der Mindestlohn unterschritten worden.  
 
Im Rahmen der Bekämpfung von Schwarzarbeit und 
illegaler Beschäftigung wurden demnach rund 
111.000 Ermittlungsverfahren wegen Straftaten 
eingeleitet. 2017 waren es noch rund 108.000 ge-
wesen. Der Zoll hat alleine in den letzten beiden Jah-
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ren Schäden in Höhe von 1,8 Milliarden Euro aufge-
deckt, die unter anderem durch illegale Beschäfti-
gung und Sozialleistungsbetrug entstanden sind. 
 

Der Mindestlohn wirkt. Aber es muss noch stärker 
kontrolliert werden, dass er eingehalten wird. Dazu 
hat Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) einen 
Gesetzentwurf gegen illegale Beschäftigung und So-
zialleistungsmissbrauch vorgelegt, den der Bundes-
tag am Donnerstag in erster Lesung beraten hat 
(Drs. 19/8691). Die Koalition setzt damit ihre An-
strengungen für mehr Ordnung und Fairness auf 
dem Arbeitsmarkt fort. 
 
Schutz für Beschäftigte und Unternehmen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sollen besser 
vor Bezahlung unter Mindestlohn, Nichtabführung 
von Sozialbeiträgen und Ausbeutung geschützt wer-
den. Zugleich will die Koalition einen fairen Wettbe-
werb für ehrliche Unternehmen gewährleisten. 
 
Nicht zuletzt kommen SPD und Union im Bundestag 
damit den Forderungen vieler Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister nach, die auf diese Problematik 
immer wieder aufmerksam gemacht und um Unter-
stützung gebeten haben. 
 
Illegale Beschäftigung und Sozialleistungsbetrug 
schaden allen. Durch hinterzogene Steuern und So-
zialabgaben können wichtige öffentliche Aufgaben 
nicht finanziert werden. Und den vielen anständigen 
Unternehmen, die sich unfairer Konkurrenz ausge-
setzt sehen, schaden sie genauso wie den betroffe-
nen Beschäftigten selbst, weil Regelungen zu Min-
destlohn und Arbeitsschutz und die soziale Siche-
rung für sie keine Anwendung finden. Mit dem vor-
liegenden Gesetzesentwurf soll nun die zuständige 
Sondereinheit beim Zoll gestärkt werden. Die Fi-
nanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) erhält dadurch 
zusätzliche Befugnisse und deutlich mehr Personal. 
 
Entschlossen gegen Scheinarbeitsverträge 
Das Gesetz soll auch die Einsatzmöglichkeiten des 
Zolls für faire Arbeitsbedingungen stärken: Men-
schen aus dem EU-Ausland werden oft gezielt nach 
Deutschland gelockt und hier Opfer von Zwangsar-
beit und Ausbeutung. Häufig werden sie zudem in 
Schrottimmobilien unwürdig und zu überhöhten 
Preisen untergebracht. 

 
Dagegen wird der Zoll zukünftig noch wirkungsvoller 
vorgehen und ermitteln können. Auch gegen „Tage-
löhner-Börsen“ bzw. den sogenannten „Arbeiter-
strich“, auf dem Arbeiter für meist einfache, körper-
lich anstrengende Arbeiten kurzfristig und ohne Ein-
haltung gesetzlicher Vorgaben angeworben und be-
schäftigt werden, wird der Zoll effektiver vorgehen 
können. 
 
Im Hinblick auf Scheinarbeitsverträge, die dazu ge-
nutzt werden, Kindergeld oder andere Sozialleistun-
gen zu missbrauchen, wird es durch das geplante 
Gesetz bessere Durchgriffs- und Ahndungsmöglich-
keiten geben. Das wird ebenso der Fall sein bei Or-
ganisierter Kriminalität im Baugewerbe, zum Bei-
spiel in Fällen von Kettenbetrug, wenn Scheinrech-
nungen ausgestellt werden, um Schwarzgeld für kri-
minelle Zwecke zu generieren. 
 

 
Das Wichtigste zusammengefasst: 
Der Staat muss entschlossen gegen illegale Beschäf-
tigung, Schwarzarbeit und Sozialleistungsbetrug 

vorgehen. Deswegen will die Koalition den Zoll und 
die Finanzkontrolle Schwarzarbeit personell und in 
ihren Befugnissen per Gesetz stärken, damit sie 
wirksamer durchgreifen können. Damit werden Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer besser vor Be-
zahlung unter Mindestlohn, Nichtabführung von So-
zialbeiträgen und Ausbeutung geschützt. Außerdem 
gewährleistet der Gesetzentwurf zugleich einen fai-
ren Wettbewerb für Unternehmen. 
 
 
 

70 Jahre Nato – Das Rückgrat 

der euroatlantischen Sicher-

heit stärken 

Aus Anlass des 70-jährigen Bestehens der Nato hat 
der Bundestag am Donnerstag einen Antrag der Ko-
alitionsfraktionen beschlossen. Er hebt die Bedeu-
tung der Nato als einzigartige Wertegemeinschaft 
hervor, die fest auf dem Fundament von Demokra-
tie, Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung, Freiheit 
und Achtung der Menschenrechte fußt und für diese 
Werte in der Welt eintritt. 
 
Die Nato, ein politisches Werte- und Verteidigungs-
bündnis, hat seit ihrem Bestehen die Sicherheit der 
Verbündeten und den Frieden im Bündnisgebiet ge-
währleistet. Deutschland bleibt fest verankert in in-
ternationalen, multilateralen Strukturen und setzt 
sich für die Stärkung einer auf Regeln und Zusam-
menarbeit basierenden Weltordnung ein. Für die 
SPD-Bundestagsfraktion bilden dafür die Vereinten 
Nationen, die Europäische Union und die Nato den 
Rahmen. 
 
Der Antrag (Drs. 19/8940) fordert, dass militärische 
Maßnahmen eng mit der Außen- und Entwicklungs-
politik verzahnt werden und dass sich die Nato auch 
weiterhin dem Ziel einer Welt ohne Nuklearwaffen 
verpflichtet fühlt. Ihre Einsätze müssen im Einklang 
mit dem Völkerrecht und auf der Grundlage der 
Charta der Vereinten Nationen stattfinden. 
 
Vor dem Hintergrund neuer Risiken für den Frieden 
in Europa und der Welt, zum Beispiel die Bedrohung 
durch Terrorismus, Cyber-Angriffe und hybride 
Kriegsführung, muss die Nato als Garant für Frieden 

und Freiheit weiter gestärkt werden. 
 
Das bedeutet, auch den langjährigen Einsatz des 
Bündnisses für eine bessere Rüstungskontrolle, Ab-
rüstung und Nichtverbreitung weiterzuführen, so 
wie es 2010 nochmals im Strategischen Konzept der 
Nato hervorgehoben und in der Gipfelerklärung von 
Brüssel 2018 bekräftigt worden ist. 
 
Stärkere Nutzung des Nato-Russland-Rates 
Um die Spannungen in Europa abzubauen, wird die 
Bundesregierung aufgefordert, sich für eine stärkere 
Nutzung des Nato-Russland-Rates zur Risikomini-
mierung, Vermeidung von ungewollter Eskalation 
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und zum Abbau des erheblichen gegenseitigen Miss-
trauens einzusetzen. 
 
Als Antwort auf die Kündigung des INF-Vertrags 

(Vertrag über nukleare Mittelstreckensysteme) sol-
len auch Rüstungskontrollmaßnahmen ernsthaft er-
wogen und mit einem Dialog über Krisenkommuni-
kation und Risikovermeidung mit Russland ver-
knüpft werden. 
 
 
Das Wichtigste zusammengefasst: 
Der Bundestag hat einen gemeinsamen Antrag der 
Koalitionsfraktionen beschlossen, der die Bedeutung 
der Nato als einzigartige Wertegemeinschaft hervor-
hebt, die fest auf dem Fundament von Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung, Freiheit und 
Achtung der Menschenrechte fußt und für diese 
Werte in der Welt eintritt. Die Bundesregierung soll 
sich weiter für den Einsatz des Bündnisses für eine 
bessere Rüstungskontrolle und Abrüstung stark ma-
chen. 
 
 
 

Schnellerer Ausbau der 

Stromnetze für die Energie-

wende 

Der Bundestag hat am Donnerstag in zweiter und 
dritter Lesung das Gesetz zur Beschleunigung des 
Energieleitungsausbau (Netzausbaubeschleuni-
gungsgesetz, Drs. 19/7375, 19/7914) beschlossen. 
Mit diesem Gesetz soll die Infrastruktur für die Ener-
giewende gestärkt werden. Nur mit effizienten und 
modernen regionalen Verteil- und überregionalen 
Übertragungsnetzen lässt sich das Ziel der Koalition 
erreichen, einen Anteil von 65 Prozent an erneuer-
baren Energien an der Stromerzeugung bis 2030 zu 
bekommen. 
 
Die Stromleitungen in Deutschland müssen schnel-
ler ausgebaut werden als in der Vergangenheit, um 
die Ziele des Koalitionsvertrags umsetzen zu kön-
nen. Das Gelingen der Energiewende mit dem Aus-
bau der erneuerbaren Energien, dem optimalen Be-
trieb konventioneller Kraftwerke und dem internati-
onalen Stromhandel hängt wesentlich von dem Zu-
stand und den Kapazitäten der Stromleitungen ab. 
 
Öffentlichkeit weiterhin frühzeitig eingebun-
den 

Insbesondere Hoch- und Höchstspannungsleitungen 
sind erforderlich, um den Strom von Windkraftparks 
im Norden zu den Verbrauchszentren im Süden zu 
leiten. Nur so sind die Ausbauziele bei den regene-
rativen Energien zu erreichen. 
 
Darum sollen Planung und Genehmigung für den 
Neubau, die Optimierung und Verstärkung von 
Stromleitungen, insbesondere für den Transport von 
Nord- nach Süddeutschland, beschleunigt werden. 
 
Es wird mit dem Gesetz sichergestellt, dass die Öf-
fentlichkeit weiterhin frühzeitig und umfassend be-
teiligt wird – während des gesamten Prozesses von 

der Netzentwicklungsplanung bis zur Planfeststel-
lung. 
 
Inhaltliche Kriterien beim Stromleitungsausbau, die 

dem Schutz der Bürgerinnen und Bürger, zum Bei-
spiel hinsichtlich magnetischer und elektrischer Fel-
der, dienen, bleiben erhalten. Gleichzeitig werden 
entschädigungsrechtliche Regelungen bundesweit 
vereinheitlicht, um Grundstücksbesitzerinnen und -
besitzer zu entschädigen, die vom Netzausbau be-
troffen sind. 
 
Insgesamt hat die Koalition aus Sicht der SPD-Frak-
tion mit diesem Gesetz einen guten Kompromiss 
zwischen der Notwendigkeit eines beschleunigten 
Stromnetzausbaus, der Beteiligung der Öffentlich-
keit und dem Schutz der betroffenen Menschen ge-
funden. 
 
 
Das Wichtigste zusammengefasst: 
Das Parlament hat die Beschleunigung des Energie-
leitungsausbaus beschlossen. Die Stromleitungen in 
Deutschland müssen schneller ausgebaut werden, 
um die Ziele des Koalitionsvertrags bei erneuerba-
ren Energien umsetzen zu können. Die Bevölkerung 
wird weiter frühzeitig eingeschaltet, Umweltstan-
dards bleiben erhalten, Rechtsunsicherheiten wer-
den vermieden. 
 
 
 

Besserer Datenaustausch bei 

der Registrierung von Asylsu-

chenden 

Am Donnerstag hat der Bundestag erstmals über 
das so genannte Zweite Datenaustauschverbesse-
rungsgesetz beraten (Drs. 19/8752). Das Gesetz 
soll bei der Registrierung von Asylsuchenden und 
von unbegleiteten minderjährigen Ausländerinnen 
und Ausländern die Abstimmung zwischen den be-
teiligten Behörden verbessern. 
 
Mit dem Entwurf soll die Nutzung des Ausländerzent-
ralregisters (AZR) weiterentwickelt werden, um Auf-
gaben, die nach der Verteilung von Schutzsuchen-
den auf die Länder und Kommunen bestehen, effizi-
enter organisieren und steuern zu können. 
 
Daneben sollen Maßnahmen für mehr Sicherheit und 
„zur besseren Steuerung der freiwilligen Ausreise 

und Rückführung“ umgesetzt werden. So soll der 
Abruf von Daten aus dem AZR in Echtzeit weiteren 
Behörden ermöglicht werden: Danach können künf-
tig etwa auch die Jugendämter, die Staatsangehö-
rigkeits- und Vertriebenenbehörden sowie das Aus-
wärtige Amt und seine Auslandsvertretungen Daten 
im automatisierten Verfahren aus dem AZR abrufen. 
 
Darüber hinaus sollen unbegleitete minderjährige 
Ausländer zukünftig zeitnah zu ihrer Einreise durch 
Aufnahmeeinrichtungen und Außenstellen des Bun-
desamtes für Migration und Flüchtlinge (Bamf) re-
gistriert werden können – also vor dem Stellen eines 
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Asylantrags durch die Notvertretung des Jugend-
amts oder den Vormund. 
 
Datenschutz beachten 

Gabriela Heinrich, zuständige Berichterstatterin der 
SPD-Fraktion, betont: „Das Ausländerzentralregister 
darf Informationen speichern und zur Verfügung 
stellen. Aber eben nicht allumfassend, nicht unbe-
grenzt und es darf auch nicht Jeder Zugriff haben. 
Es geht um persönliche Informationen, die ge-
schützt werden müssen.“ 
 
Bei dem Gesetzentwurf gehe es aber nicht nur um 
eine solide Grundlage für die Flüchtlings- und Integ-
rationspolitik. „Sondern es geht auch um das Thema 
Sicherheit“, sagt Heinrich. Ein Sicherheitsabgleichs-
verfahren sei bereits mit dem letzten Datenaus-
tauschverbesserungsgesetz eingeführt worden. Ter-
rorismusrelevante Erkenntnisse oder sonstige 
schwerwiegende Sicherheitsbedenken sollten damit 
frühzeitig erkannt werden. Jetzt solle unter anderem 
die Bundespolizei mehr Befugnisse erhalten. 
 
Für die SPD-Fraktion sei klar: „Wir wollen Daten für 
eine funktionierende Flüchtlings- und Integrations-
politik, Datenschutz und Sicherheit für die Bevölke-
rung im Land. Und wir sind davon überzeugt, dass 
es möglich ist, diese drei Punkte zu vereinbaren. Da-
für setzen wir uns in den Beratungen ein.“ 
 
 
Das Wichtigste zusammengefasst: 
Ein neues Gesetz soll bei der Registrierung von Asyl-
suchenden und von unbegleiteten minderjährigen 
Ausländerinnen und Ausländern die Abstimmung 
zwischen den beteiligten Behörden verbessern. 
Dazu wird unter anderem die Nutzung des Auslän-
derzentralregisters weiterentwickelt. 
 
 
 

Durchführung des Zensus im 

Jahr 2021 

Das Gesetz zur Durchführung des Zensus im Jahr 
2021, das am Freitag in 1. Lesung im Bundestag be-
raten worden ist, schafft die Rechtsgrundlage für 
eben diese Durchführung (Drs. 19/8693). 
 
Deutschland ist wie jeder andere Mitgliedstaat in der 
Europäischen Union verpflichtet, im Jahr 2021 eine 

Volkszählung (Zensus) durchzuführen. Darüber hin-
aus bilden die erhobenen Daten eine wichtige Pla-
nungsgrundlage für staatliche Aufgaben in Deutsch-
land. 
 
Neben den Einwohnerzahlen werden dabei soziode-
mografische Basisdaten zur Bevölkerung, ihrer Er-
werbstätigkeit und ihrer Wohnsituation statistisch 
erfasst. Regelmäßige Datenerhebungen ermögli-
chen es, wirtschaftliche, ökologische und soziale Zu-
sammenhänge auf der Grundlage laufend aktuali-
sierter Informationen zu betrachten. 
 
Hiervon hängen bedeutsame politische, wirtschaftli-
che und gesellschaftliche Planungsprozesse bei 
Bund, Ländern und Gemeinden ab, zum Beispiel um 

staatliche Dienstleistungen wie Kindergarten- und 
Schulplätze, Breitbandversorgung oder Kranken-
hausbetten und vieles andere adäquat bereit zu stel-
len. 

 
Aufeinander abgestimmte Register 
Saskia Esken, zuständige Berichterstatterin, macht 
für die SPD-Fraktion deutlich: „Um den Zensus in 
Zukunft nicht nur registergestützt, sondern allein 
auf Registern basierend durchzuführen und uns auf 
dezentrale Analysen zu beschränken, brauchen wir 
aufeinander abgestimmte Register.“ 
 
Eine umfassende Modernisierung und Harmonisie-
rung der Registerlandschaft sei „ohnehin notwen-
dige Grundlage“ für ein modernes und digitales Ver-
waltungshandeln. 
 
Esken: „Wir fordern das Innenministerium deshalb 
auf, für die Registermodernisierung endlich ein Kon-
zept zu erarbeiten und mit den Ländern und Kom-
munen zu vereinbaren – damit wir den Zensus künf-
tig sicherer und grundrechteschonender durchfüh-
ren können, aber auch, damit Deutschlands Verwal-
tung den digitalen Wandel nicht weiterhin ver-
schläft.“ 
 
 
Das Wichtigste zusammengefasst: 
Deutschland ist wie jeder andere Mitgliedstaat in der 
Europäischen Union verpflichtet, im Jahr 2021 eine 
Volkszählung (Zensus) durchzuführen. Das ist inso-
fern sinnvoll, als von den Daten auch wichtige poli-
tische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Pla-
nungsprozesse abhängen. 
 
 
 

Mehr Sicherheit in der Arz-

neimittelversorgung 

Die reibungslose und sichere Versorgung von Pati-
entinnen und Patienten mit Arzneimitteln muss eine 
Selbstverständlichkeit sein. Ein neues Gesetz, das 
die Abgeordneten des Bundestages am Donnerstag 
in 1. Lesung beraten haben, soll Arzneimittelthera-
pien im Sinne der Patientensicherheit verbessern 
(Drs. 19/8753). 
 
Dazu sollen unter anderem der Rahmen für die Her-
stellung und Abgabe von Krebsarzneimitteln durch 

Apotheken deutlich verschärft und die Herstellung 
von verschreibungspflichtigen Arzneimitteln durch 
Heilpraktikerinnen und Heilpraktikern eingeschränkt 
werden.  
 
Der Bund soll außerdem künftig mehr Befugnisse bei 
Arzneimittelrückrufen und den Kontrollen der Her-
steller in Drittstaaten bekommen. 
 
Fahrplan zur Einführung des elektronischen Rezepts 
Für Versicherte soll darüber hinaus in Zukunft die 
Zuzahlung entfallen, wenn ein Arzneimittel wegen 
Qualitätsmängeln zurückgerufen wird. Krankenkas-
sen können in diesen Fällen einen Regressanspruch 
gegenüber dem Pharmaunternehmen geltend ma-
chen. 
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Außerdem soll der Therapiewechsel bei Cannabis als 
Medizin erleichtert und entbürokratisiert werden. 
 

Der Gesetzentwurf sieht zudem einen Fahrplan zur 
Einführung des elektronischen Rezepts vor, das die 
Versorgung der Patientinnen und Patienten mit not-
wendigen Arzneimitteln erleichtern und modernisie-
ren wird. 
 
 
Das Wichtigste zusammengefasst: 
Ein Gesetz soll Arzneimitteltherapien im Sinne der 
Patientensicherheit verbessern. Der Bund soll au-
ßerdem künftig mehr Befugnisse bei Arzneimittel-
rückrufen und den Kontrollen der Hersteller in Dritt-
staaten bekommen. 
 
 
 

Potenziale aus der Agraröko-

logie anerkennen und unter-

stützen 

Die Koalitionsfraktionen haben dem Bundestag am 
Donnerstag einen gemeinsamen Antrag vorgelegt, 
in dem es um die Potenziale aus der Agrarökologie 
geht, um Hunger zu bekämpfen, Ernährungssicher-
heit zu gewährleisten und die nachhaltigen Entwick-
lungsziele der Vereinten Nationen zu erreichen (Drs. 
19/8941). 
 
Nahrung ist ein Menschenrecht. Trotzdem hat heute 
weltweit jeder neunte Mensch keinen Zugang zu 
ausreichender Nahrung, die die notwendigen Nähr-
stoffe enthält. Besonders ernst ist die Situation in 
Südasien und Subsahara-Afrika, wo annähernd je-
der fünfte Mensch von Hunger betroffen ist. 
 
Als ganzheitlicher Ansatz wendet Agrarökologie 
(eine bestimmet landwirtschaftliche Praxis) ökologi-
sche und technische Methoden an, zum Beispiel die 
Integration von Ackerbau- und Viehzucht, um er-
nährungs- und landwirtschaftliche Systeme nach-
haltig umzugestalten und damit kleinbäuerliche Fa-
milien zu unterstützen. 
Auch die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der Vereinten Nationen (FAO) hat sich in den 
letzten Jahren intensiv mit der Agrarökologie als 
eine wichtige Antwort auf soziale Probleme wie Ar-
mut, Ungleichheit, Hunger und Mangelernährung, 
mangelnde Geschlechtergerechtigkeit und auch 

ökologische Herausforderungen wie Abholzung, 
Wasserknappheit, steigende CO2-Emissionen und 
Verlust an Biodiversität beschäftigt. 
 
Engagement zur Agrarökologie fortsetzen 
Der Antrag der Regierungsfraktionen begrüßt, dass 
die FAO die Agrarökologie als einen der Ansätze für 
eine nachhaltige Landwirtschaft und Nahrungssys-
teme ansieht und ihre Arbeit zu Agrarökologie fort-
führen wird. 
 
Ferner fordern die Regierungsfraktionen die Bundes-
regierung auf, das Engagement zur Agrarökologie 

fortzusetzen und in der Entwicklungszusammenar-
beit und der Förderung der ländlichen Räume weiter 
auszubauen. 
 

„Mit der Anwendung agrarökologisch-technischer 
Praktiken können positive Effekte für die Umwelt er-
zielt und dabei der Ernährungsstatus der Menschen 
in Entwicklungsländern verbessert werden“, heißt es 
in der Vorlage. 
 
 
Das Wichtigste zusammengefasst: 
Eine Welt ohne Hunger ist möglich. Auf 821 Millionen 
Menschen schätzen die Vereinten Nationen die An-
zahl der hungernden Menschen im Jahr 2017, rund 
eine weitere Milliarde Menschen ist chronisch man-
gelernährt. Agrarökologie ist ein Beitrag, um die 
Ziele der VN-Agenda 2030 zu erreichen. Ein Antrag 
der Koalitionsfraktionen unterstreicht den Schutz 
und die wichtige Rolle der Kleinbauern in den Ent-
wicklungsländern. 
 
 
 

Erinnerungskultur: Für ein 

neues Bundesprogramm „Ju-

gend erinnert“ 

2019 jähren sich zum 80. Mal der Hitler-Stalin-Pakt, 
der deutsche Überfall auf Polen und der damit ent-
fesselte Zweite Weltkrieg. Auch jährt sich die fried-
liche Revolution von 1989, die zum Ende der SED-
Diktator geführt hat, zum 30. Mal. 
 
Diese Jahrestage unterstreichen Deutschlands be-
sondere moralische Verpflichtung gegenüber den 
Opfern des Nationalsozialismus und des Unrechts-
staats der DDR. Teil dieser Verantwortung ist es, die 
Erinnerung an das unvergleichbare Unrecht des Na-
tionalsozialismus und an die Opfer der SED-Diktatur 
auch für die nachfolgenden Generationen und über 
die nationalen Grenzen hinaus wachzuhalten. 
 
Auch im Koalitionsvertrag haben sich die Regie-
rungsfraktionen verpflichtet „die Erinnerung an die 
Folgen von Diktatur und Gewaltherrschaft wachzu-
halten“. 
 
Die SPD-Fraktion hat deshalb auf einen gemeinsa-
men Antrag mit der Unionsfraktion hingewirkt, der 
am Freitag vom Bundestag debattiert wurde. Der 
Antrag macht sich für das Bundesprogramm „Ju-

gend erinnert“ stark (Drs. 19/8942). 
 
Dieses Programm „Jugend erinnert“ ist Teil der Ver-
pflichtung, die Wissensvermittlung über die NS-Ter-
rorherrschaft und die SED-Diktatur zu stärken. 
 
Gedenkorte und Gedenkstättenbesuche sollen 
Denkanstöße geben und nachhaltig wirken. Multi-
mediale Angebote und ein grenzüberschreitender 
Austausch und Begegnungen sollen insbesondere 
Antisemitismus, Rassismus und Antiziganismus ent-
gegenwirken. 
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Jugendliche ermutigen 
Die Auseinandersetzung mit Krieg, Flucht und Ver-
treibung hilft beim Abbau von Vorurteilen und Ste-
reotypen. Sie schafft gegenseitiges Verständnis und 

fördert eine europäische Erinnerungskultur. Pro-
gramme wie „Jugend erinnert“ sind wichtig gegen 
das Vergessen und für ein friedliches und freies Eu-
ropa. 
 
Marianne Schieder, zuständige Berichterstatterin 
der SPD-Fraktion, betont: „Mit dem neuen Pro-
gramm ‚Jugend erinnert‘ wollen wir Jugendliche er-
mutigen, sich kritisch mit den deutschen Diktaturen 
auseinanderzusetzen. Bereits in diesem Jahr sind 
dafür insgesamt 7 Millionen Euro im Bundeshaushalt 
bereitgestellt.“ 
 
Für die SPD-Bundestagsfraktion, so Schieder, sei 
klar: „Wir stehen zu unserer Verantwortung, das Ge-
denken an die Opfer wachzuhalten und treten jegli-
cher Relativierung menschenverachtender Diktatu-
ren entschieden entgegen. Das findet sich auch in 
dem von der SPD initiierten Antrag wieder.“ 
 
 
Das Wichtigste zusammengefasst: 
Mit dem neu geschaffenen Programm „Jugend erin-
nert“ stärkt der Bund die Auseinandersetzung mit 
der NS-Terrorherrschaft und der SED-Diktatur. Ge-
denkstätten werden gezielt unterstützt bei der 
grenzüberschreitenden, pädagogischen Arbeit mit 
jungen Menschen. Für dieses Programm macht sich 
ein Antrag der Koalitionsfraktionen stark. 
 
 
 

Abschaltung des Schweizer 

DVB-T-Signals 

Gespräch gesucht mit dem Verband Privater 
Medien 
Wenn es den privaten Kabelbetreibern auf deutscher 
Seite technisch möglich ist, die schweizerischen 
Sender in das deutsche Kabelnetz einzuspeisen und 
die Übertragung somit fortzuführen, dann fordere 
ich eine Einigung zwischen den deutschen Anbietern 
des privaten Rundfunks und der Schweizerischen 
Radio- und Fernsehgesellschaft. Ich erwarte, dass 
sich die privaten Anbieter für das Einspeisen der 
Schweizer öffentlich-rechtlichen Sender für die 
deutsche Grenzregion kooperativ zeigen und eine 

schnelle und pragmatische Lösung ermöglichen. 
Deshalb habe ich mich in einem Schreiben an Hans 
Demmel, den Vorstandsvorsitzenden des VAUNET-
Verband Privater Medien e.V., gewandt. 
 
 
Hintergrund: 
Im Juni 2019 schaltet die Schweizerische Radio- und 
Fernsehgesellschaft (SRG) das DVB-T-Signal ab. 
Tausende von deutschen Zuschauern werden da-
nach nicht mehr in der Lage sein, die im deutschen 
Grenzgebiet beliebten Sender SRF1 und SRF zwei 
aufgrund des sog. Overspills zu empfangen. Darun-
ter versteht man das technische „Überfließen“ von 
Antennensignalen jenseits des eigenen Rundfunkge-
biets bzw. der Landesgrenze. 

Abwicklung der Lauffenmühle 

Schwerer Schlag für die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer 
 
Der Strukturwandel der Textilindustrie am Hochr-

hein hat mit der Insolvenz der Lauffenmühle sein 
trauriges Ende genommen. Das ist nicht nur für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, sondern 
auch für Lauchringen und unsere gesamte Heimat-
region ein schwerer Schlag. Die Lauffenmühle war 
eine Institution. Die für die Herstellung von Arbeits-
kleidung angefertigten Stoffe und früher von hoch-
wertigen Jeansstoffen waren ein Musterbeispiel von 
‚Made in Germany‘. Auch innovative Produkte in den 
vergangen Jahren haben nicht den nötigen Erfolg 
gebracht. Leider hat sich nun auch im fünften Insol-
venzverfahren kein wirtschaftlich nachhaltiges Kon-
zept ergeben, welches den Erhalt der rund 240 Ar-
beitsplätze dauerhaft gesichert hat. 
 
 

Vom Bund mitfinanzierte 

städtebauliche Erneuerungs-

maßnahmen 

Hohe Investitionen in St. Blasien, Albbruck, 
Laufenburg, Murg, Rickenbach, Grafenhausen, 
Ühlingen-Birkendorf, Hinterzarten, Kirchzar-
ten, Löffingen und St. Peter 
 
Die Städtebauförderung unterstützt seit 1971 er-
folgreich Städte und Gemeinden bei immer wieder 
erforderlichen Umbauprozessen. Aktuell stehen die 
Kommunen mit dem Klimawandel, der Digitalisie-
rung und den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Umbrüchen vor großen Herausforderungen. Deshalb 
ist es richtig, dass der Bund zusätzlich zu den Lan-
desfinanzhilfen die Länder und Kommunen mit rund 
einer Milliarde Euro unterstützt. 
 
Das baden-württembergische Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Wohnungsbau hat den Städten 
und Gemeinden im Land insgesamt rund 257,4 Mil-
lionen Euro für städtebauliche Erneuerungsmaßnah-
men bewilligt. Der Bund stellt für die Städtebauför-
derungsprogramme 2019 und den Investitionspakt 
Soziale Integration insgesamt Bundesfinanzhilfen in 
Höhe von 990 Millionen Euro zur Verfügung. Der An-
teil Baden-Württembergs im Jahr 2019 beträgt ca. 
100,87 Millionen Euro. 
 
In diesem Jahr liegen die Schwerpunkte der Förde-

rung auf dem Erhalt und der Revitalisierung von 
Stadt- und Ortskernen sowie der Nutzung innerört-
licher Brachflächen für den Wohnungsbau. Auch St. 
Blasien, Albbruck, Laufenburg, Murg, Rickenbach, 
Grafenhausen, Ühlingen-Birkendorf, Hinterzarten, 
Kirchzarten, Löffingen und St. Peter werden mit In-
vestitionsmaßnahmen profitieren. So leistet der 
Bund konkret einen Beitrag zur Sicherung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse. Denn im Übrigen wer-
den öffentliche Investitionen auch privatwirtschaftli-
che Impulse, d.h. die Schaffung von Arbeitsplätzen 
und Wohnraum, mit sich ziehen. 
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STADT/ GEMEINDE FÖRDERBETRAG € ERNEUERUNGSGEBIET 

Hinterzarten 400.000 Ortsmitte 

Kirchzarten 400.000 Talvogtei 

Löffingen 90.000 Löffingen-Ost 

St. Peter 600.000 Klosterhof 

Grafenhausen 500.000 Ortsmitte 

Grafenhausen 207.000 Ortsmitte 

Ühlingen-Birkendorf 200.000 Ühlingen-Ortsmitte 

Albbruck 150.000 Ortskern Unteralpfen West 

Laufenburg 200.000 Dreispitz 

Murg 153.000 Am Bürgerplatz 

Rickenbach 70.000 Schaffeld/Hirschgarten 

St. Blasien 500.000 Stadtmitte 

St. Blasien 708.000 Stadtmitte 

 
 
 

Großes Interesse aus dem 

Wahlkreis am Umweltschutz 

Auf Einladung hin nahmen vom 1. bis 4. April 2019 
50 politisch Interessierte aus dem Wahlkreis 
Waldshut an einer Informationsfahrt des Presse- 
und Informationsamtes der Bundesregierung in der 
Hauptstadt Berlin teil. Auf dem Programm standen 
neben einer Stadtrundfahrt durch das politische Ber-
lin unter anderem auch eine Führung durch die Aus-
stellung „Erlebnis Europa“ im Europäischen Haus 
Unter den Linden und der Besuch einer Fragestunde 
des Deutschen Bundestags, in der die Bürgerinnen 
und Bürger mich auf der Regierungsbank erleben 
durften. 
 
Ich begrüßte die Besuchergruppe zur Diskussion im 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit. Hier entwickelte sich eine le-
bendige Diskussion zum Thema Klimaschutz auf na-
tionaler und kommunaler Ebene. Vor allem die Re-
duzierung von Plastikmüll stellte ein wichtiges Anlie-
gen der Besucher dar. Die Praxis vieler Vereine in 
meinem Wahlkreis, bei Veranstaltungen auf Geschirr 
und Besteck aus Kunststoff zu verzichten, ist absolut 
lobenswert. Wenn wir bei unserem eigenen Kon-
sumverhalten anfangen und uns klar wird, dass we-
niger mehr ist, dann können Bewegungen vor Ort 
einen viel effektiveren Beitrag zum Klimaschutz leis-
ten als so manches Verbot von oben herab. Gleich-
zeitig muss der Gesetzgeber zum Erreichen der Kli-
maziele 2030 dafür sorgen, dass wir unsere interna-
tionalen Verpflichtungen auch umsetzen. Und 2019 
wird das Jahr des Klimaschutzgesetzes, dafür stehe 
ich. 
 
Die aktuellen Klimademos der „Fridays4Future“-
Schüler finde ich gut, vor allem dass die –angeblich 
so unpolitische Generation– den Mund aufmacht und 

auf die Straße geht. Das ist Demokratie. Der Weck-
ruf kommt gerade noch rechtzeitig. Allerdings würde 
ich mir wünschen, dass nicht nur Schülerinnen und 
Schüler demonstrieren, sondern dass sich auch El-
tern und Großeltern für den Erhalt unseres Planeten 
einsetzen, den es nur einmal gibt. Der Klima- und 
Artenschutz geht uns alle an. Wir können der nächs-
ten Generation keinen stummen Frühling zumuten. 
 

 
Foto: Büro Schwarzelühr-Sutter 
 
 

Stau auf B34: Abgeordnete 

im Gespräch mit Bundesmi-

nisterien 

Zusammen mit Felix Schreiner habe ich in Berlin Ge-
spräche zu einem Vorstauraum im Zuge der Zollab-
fertigung bei Waldshut-Tiengen geführt. Bundesfi-

nanzministerium und Bundesverkehrsministerium 
setzen Arbeit an Lösung fort. 
 
Die Stauproblematik auf der B34 bei Waldshut-Tien-
gen bleibt Thema in Berlin. Als Bundestagsabgeord-
nete kamen wir gemeinsam mit Felix Schreiner mit 
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der Finanzstaatssekretärin Christine Lambrecht und 
Verkehrsstaatssekretär Steffen Bilger zusammen, 
um über die Situation zu berichten und Lösungs-
möglichkeiten zu beraten. Die Verkehrssituation auf 

der B34 ist aufgrund der Vielzahl der Lastwagen, die 
zur Zollabfertigung fahren, sehr angespannt. Die re-
gelmäßigen und langen Staus treffen vor allem die 
Pendler und die Betriebe in unserer Region, das kön-
nen wir beide aus dem Wahlkreis bestätigen. 
 
Abhilfe in der Stauproblematik könnte ein zusätzli-
cher Vorstauraum bei Waldshut-Tiengen darstellen. 
Wir haben im Gespräch um Unterstützung für dieses 
Vorhaben geworben. Die Stadt Waldshut-Tiengen 
kann einen Vorstauraum nicht alleine stemmen. Hier 
sehen wir den Bund als Unterstützer gefordert. Bun-
desfinanzministerium und Bundesverkehrsministe-
rium sagten uns als Ergebnis zu, auf Arbeitsebene 
die möglichen nächsten Schritte zu konkretisieren. 
 
Gemeinsam mit Felix Schreiner haben wir erreicht, 
dass die beiden Bundesministerien als Partner der 
Stadt Waldshut-Tiengen die nächsten Schritte un-
ternehmen werden. Zu klären sind sowohl das ge-
naue Konzept für den Vorstauraum als auch die Ein-
bindung in den Ablauf der Verzollung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



  

 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Liebe Leserinnen und Leser,  
 
ich hoffe Sie hatten eine spannende Lektüre! Den Menschen bei uns im Wahlkreis und in unserer Region möchte 
ich auch ein wichtiger Ansprechpartner für ihre Anliegen und Sorgen sein. Gerne können Sie sich jederzeit tele-
fonisch, per E-Mail oder ganz klassisch per Brief an mich wenden. Ich freue mich auf Ihre Nachricht!  
 
Für mehr Informationen zu meiner politischen Arbeit im Wahlkreis und in Berlin besuchen Sie mich auch gerne 
auf meiner Homepage und bei facebook oder folgen mir auf Twitter und Instagram!  
 

 
 
 
 
Kontakt 
 
Abgeordnetenbüro Berlin: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
T: 030 – 227 73 071 
F: 030 – 227 76 173 

E: rita.schwarzeluehr-sutter@bundestag.de 
 

Wahlkreisbüro Waldshut-Tiengen: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Wallstr. 9 / Kaiserstr. 22 
79761 Waldshut-Tiengen 
T: 07751 – 91 76 881 
F: 07751 – 91 76 882 

E: rita.schwarzeluehr-sutter.wk@bundestag.de 

 

Home:  
Facebook: 
Twitter: 
Instagram: 

www.schwarzelühr-sutter.de 
facebook.com/schwarzeluehrsutter 
twitter.com/rischwasu 
instagram.com/rischwasu/ 
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